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Stellungnahme des VCI-Landesverbandes Hessen zum Entwurf des Hessischen Bewirtschaftungsplans und Maßnahmenprogramms 2015 - 2021

Sehr geehrte Damen und Herren,
zu den im Internet veröffentlichten Entwürfen des Bewirtschaftungsplans und Maßnahmenprogramms möchten wir wie folgt Stellung nehmen:
Vorbemerkung:

Die zur Stellungnahme veröffentlichten Dokumente umfassen – ohne Anlagen – bereits rund 500 Seiten. Es stellt daher eine große Herausforderung dar, Änderungen gegenüber den derzeit gültigen Dokumenten aufzufinden. Eine Zusammenfassung der Änderungen oder eine Synopse würde allen Beteiligten helfen, den Zeitaufwand für die Bearbeitung auf ein erträgliches Maß zu reduzieren. In Anbetracht der Tatsache, dass sich die Oberflächengewässerverordnung OGewV zur Zeit in der Novellierung befindet, steht in Kürze eine erneute Anpassung des Bewirtschaftungsplans und des Maßnahmenprogramms und damit auch eine weitere Kommentierungsrunde für die anzuhörenden Organisationen bevor. Wir möchten daher im Interesse aller Anzuhörenden darum bitten, weitere Änderungen in Zukunft deutlich im Text hervorzuheben oder eine Synopse zur Verfügung zu stellen.
Zum Bewirtschaftungsplan

-
Kapitel 5.2.1.1 Seite 177/178 

Bei der Festlegung der Bewirtschaftungsziele hinsichtlich des Parameters Temperatur ist eine Abweichung von der Oberflächengewässerverordnung nicht zielführend. In der OGewV erfolgt eine Differenzierung in 7 Fischgemeinschaften, in der Tab. 5-2 sind lediglich 4 aufgeführt. Des Weiteren ist die Temperaturerhöhung im Bereich von Einleitungen zu berücksichtigen. Der Begriff "polymorphes Übergangsgewässer" ist fachlich weder im Bewirtschaftungsplan erläutert noch ist er in der Oberflächengewässerverordnung aufgeführt. Zudem kann dieser mit dem Begriff "Übergangsgewässer" verwechselt werden, welcher die Brackwasserzone der ins Meer mündenden Flüsse beschreibt.

Änderungsvorschlag:

-
Überarbeitung/Anpassung der Tabelle 5.2, Seite 178, an die OGewV.
Zum Maßnahmenprogramm

-
Kapitel 3.1.3.1, Seite 73, Nr. 2

Der beschriebene Vergleich zwischen kommunalen und industriellen Abwasseranlagen bei der Reduzierung der Phosphoreinträge ist unvollständig, da lediglich die Maßnahmen der Abwasserbehandlung vergleichend geprüft werden sollen. Insbesondere an Produktionsstandorten an denen Phosphor-Chemie betrieben wird, stellt sich der Sachverhalt als deutlich komplexer dar. Der wesentliche Unterschied basiert hier auf den unterschiedlichen Phophorverbindungen, die durch die Produktionsprozesse in das zu behandelnde Abwasser gelangen. Hinsichtlich der Abwasserbehandlung sind industrielle Abwasseranlagen mit kommunalen Anlagen nur bedingt vergleichbar, da hier oftmals weitergehende Behandlungsprozesse zur P-Reduktion angewendet werden, die über eine Fällung hinausgehen.

Änderungsvorschlag:

„Ergänzende Maßnahmen zur Ertüchtigung von direkt einleitenden industriellen/gewerblichen Abwasseranlagen sind als Beitrag zur Reduzierung der Phosphoreinträge vorgesehen. Art, Umfang und Vollzug der erforderlichen Maßnahmen können nur auf Basis einer Einzelfallbe​trachtung festgelegt werden. Teil der Einzelfallbetrachtung sind einerseits die produktionsbedingten Einträge unterschiedlicher Phosphorverbindungen in das zu behandelnde Abwasser, anderseits die Maßnahmen zur Phosphorreduzierung im Abwasserbehandlungsprozess. Hierzu ist die Erstellung einer Arbeitshilfe vorgesehen, die die Anforderungen (z.B. BVT-Merkblätter, Anhänge der Abwasserverordnung), die Frage der Elimination der verschiedenen Phosphorverbindungen, etc. berücksichtigt. 

Mit dieser Arbeitshilfe werden alle hessischen direkt einleitenden industriellen/gewerblichen Abwasseranlagen daraufhin geprüft, ob Maßnahmen zur Phosphorreduzierung erforderlich sind."

Die Chemische Industrie ist gerne bereit, ihre Expertise für die Erarbeitung der genannten Arbeitshilfe zur Verfügung zu stellen.

-
Kapitel 2.1.6, Seite 20, Absatz 2

Die Formulierung "Die Genehmigung nach dem BImSchG schließt wasserrechtliche Zulassungen mit Ausnahme der Erlaubnis für Abwassereinleitungen ein" beschreibt den Sachverhalt nicht vollständig und ist daher zu ändern.

Änderungsvorschlag:

"Die Genehmigung nach dem BImSchG schließt wasserrechtliche Zulassungen mit Ausnahme der Erlaubnis, der gehobenen Erlaubnis sowie der Bewilligung zur Gewässerbenutzung ein."

VCI-LVH, 11.06.15
Seite 2 von 2

[image: image1.jpg]